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Gemeinderatsprotokolle und Öffentlichkeitsprinzip aus der Perspek-

tive des Kantons Zürich 

Das Öffentlichkeitsprinzip ist im Kanton Zürich fest verankert. Und trotzdem stellt sich in 

der Praxis nicht selten die Frage nach seinen Grenzen. Besonders bei Exekutivbehörden 

auf Gemeindeebene, vorliegend Gemeinderäte genannt, ist mit Blick auf die Gewährleistung 

des Kollegialitätsprinzips bei nicht öffentlichen Sitzungen fraglich, ob die dazugehörigen 

Protokolle der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen sollen. Der vorliegende Beitrag soll dies-

bezüglich einen kurzen Überblick schaffen. 

1. Ausgangslage 

Viele Kantone sind in den vergangenen Jahren vom Grundsatz der Geheimhaltung der Verwal-
tungstätigkeit («Geheimhaltung mit Öffentlichkeitsvorbehalt») zum Öffentlichkeitsprinzip («Grund-
satz der Öffentlichkeit mit Geheimhaltungsvorbehalt») übergegangen. Ein allgemeiner Trend in 
Richtung Bürgerfreundlichkeit und Transparenz der Verwaltung setzt sich durch. Dennoch kann 
nicht alles preisgegeben werden. Geschützt werden müssen insbesondere überwiegende private 
oder öffentliche Interessen. Die Zugänglichkeit des Handelns der öffentlichen Organe geht somit 
meistens mit einer aufwändigen und schwierigen Interessensabwägung einher. Diese Frage stellt 
sich insbesondere bei der Offenlegung der diskutierten Standpunkte von an sich nicht öffentlichen 
Sitzungen der Exekutivorgane auf Gemeindeebene. Muss ein entsprechendes Protokoll heraus-
gegeben werden? Dies im Bewusstsein, dass die an sich geheimen Sitzungen, dann nicht mehr 
geheim sind? 

2. Öffentlichkeitsprinzip im Allgemeinen 

Zunächst sind die Grundlagen festzuhalten. Das Öffentlichkeitsprinzip verfolgt den Zweck, das 
Handeln der öffentlichen Organe transparent zu machen und so die freie Meinungsbildung und die 
Wahrnehmung demokratischer Rechte zu fördern sowie die Kontrolle des staatlichen Handelns zu 
erleichtern. Es gewährleistet als verfassungsmässiger Grundsatz den allgemeinen Zugang zu In-
formationen bei öffentlichen Organen. Einzelnen Personen steht damit ein grundrechtlich ge-
schütztes Informationszugangsrecht zu. Einschränkungen bedürfen folglich einer hinreichenden 
gesetzlichen Grundlage, müssen im öffentlichen Interesse ergehen und verhältnismässig sein. 
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Entsprechend dürfen gemäss den kantonalen Informationsgesetzen öffentliche Organe den Infor-
mationszugang nur soweit einschränken oder gänzlich verweigern, als es dem Schutz öffentlicher 
oder privater Interessen dient (also für die zu schützenden Interessen geeignet, notwendig und 
zumutbar ist). 

3. Gegenstand des Informationszugangsrechts und unterstellte öffentliche Organe 

Unter das Informationszugangsrecht fallen mit wenigen Ausnahmen sämtliche Aufzeichnungen 
von Informationen, welche beim öffentlichen Organ vorhanden und im Zusammenhang mit der 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe entstanden sind (unabhängig von der Darstellungsform oder 
Art des Informationsträgers). Die dem Öffentlichkeitsprinzip unterstellten öffentlichen Organe sind 
grundsätzlich der Kantonsrat, die Gemeindeparlamente sowie die Gemeindeversammlungen, die 
Behörden und Verwaltungen des Kantons und der Gemeinden sowie die Organisationen und Per-
sonen des öffentlichen und privaten Rechts, soweit sie mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben be-
traut sind. Der Begriff ist weit gefasst und umfasst sämtliche Behörden, auf Gemeindeebene also 
auch die Gemeinderäte (verstanden als Gemeindeexekutiven, Gemeindevorsteherschaft), das Ge-
meindeparlament und die Kommissionen der Gemeinden. 

4. Gemeinderatsprotokolle im Besonderen 

Ein Protokoll ist die förmliche, standardsprachliche Niederschrift des Inhalts oder der wesentlichen 
Punkte einer Sitzung1. Gemäss den oben genannten Ausführungen stellen sie als Informationen 
von öffentlichen Organen entsprechend Aufzeichnungen dar, die dem Öffentlichkeitsprinzip unter-
stehen. Nicht beteiligte Dritte können so die politische und rechtliche Verantwortlichkeit sicherstel-
len. 

Gemeinderäte (als öffentliche Organe) und Protokolle, als Informationen im Sinne des Gesetzes, 
fallen also grundsätzlich unter das Öffentlichkeitsprinzip. Allerdings sind nach § 43 des Gemein-
degesetzes im Kanton Zürich die Verhandlungen von Behörden nicht öffentlich. Der Ausschluss 
der Öffentlichkeit wird begründet mit dem Bedürfnis – als Ausdruck kollegialer Beratung – ideale 
Rahmenbedingungen für die Meinungsbildung und Entscheidungsfindung im Kollegium zu schaf-
fen2. Es soll eine freie Diskussion ermöglicht werden, die nicht unter dem Druck der Öffentlichkeit 
steht. Sitzungen von Gemeinderäten sind entsprechend geheim (im umgangssprachlichen Sinne). 
Fraglich ist daher, ob Gemeinderatsprotokolle trotzdem öffentlich zugänglich gemacht werden 
müssen. Das Gesetz schweigt diesbezüglich. Gemäss der einschlägigen Weisung des Regie-
rungsrats und Literatur, fällt das Protokoll einer solchen Sitzung aber nicht unter das Sitzungsge-
heimnis und untersteht somit dem Informationszugangsrecht. Insoweit ist der Begriff des Sitzungs-
geheimnisses auf Sitzungen der Gemeinderäte (Exekutiven) oder Kommissionen selbst be-
schränkt. 

                                                      
1
 REICH-GG-Kommentar, § 6 N 1. 

2
 SCHINDLER-GG-Kommentar, § 43 N 2. 
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Es werden aber Zweifel geäussert. So befürchtet ein Teil der Lehre, dass diese Auslegung im 
Widerspruch zur Intention der Bestimmung stehe, indem die Vertraulichkeit der Sitzung im Nach-
gang durch die Offenlegung des Protokolls wieder entfällt3. Diese Ansicht muss jedoch relativiert 
werden und entspricht auch nicht der Praxis der Rechtsmittelinstanzen im Kanton Zürich: Das Zu-
gangsrecht gilt nicht absolut, bzw. dem Zweck der Bestimmung kann in vielerlei Hinsicht Rechnung 
getragen werden. So steht es dem Gemeinderat frei, entgegenstehende Geheimhaltungsinteres-
sen geltend zu machen. Insbesondere könnte angeführt werden, dass der Meinungsbildungspro-
zess in der Behörde beeinträchtigt werden könnte4, sofern dieser noch nicht abgeschlossen ist. 
Zum Schutz des Kollegialitätsprinzips können zudem die Namen der Votanten geschwärzt bzw. 
die Protokolle ohne Namensnennung geführt werden. Schliesslich bleibt den Behörden auch bei 
der Ausgestaltung der Protokolle ein grosser Ermessensspielraum. Eine Reduktion auf ein blosses 
Beschlussprotokoll wird als zulässig angesehen. Allerdings sollte dies nicht den Regelfall bilden. 
Zumindest eine Zusammenfassung der Argumente, welche zum Beschluss geführt haben, sollten 
in das Protokoll aufgenommen werden. Nur so wird ein Entscheid auch nachvollziehbar, falls das 
Protokoll der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden muss. Gemeinderatsprotokolle fallen im 
Kanton Zürich somit grundsätzlich unter das Öffentlichkeitsprinzip und werden vom Sitzungsge-
heimnis nicht erfasst. 

Diese Frage wird aber in den einzelnen Kantonen unterschiedlich aufgegriffen. Exemplarisch dafür 
seien die Kantone Bern und St. Gallen genannt. Während sich der Kanton Bern in einer vergleich-
baren Situation wie im Kanton Zürich befindet (die Sitzungen der Gemeindeexekutive sind nicht 
öffentlich; zu den Protokollen sagt das Gesetz nichts),sind im Kanton St. Gallen die Protokolle nicht 
öffentlicher Sitzungen (bei allen öffentlichen Organen) vom Öffentlichkeitsprinzip ausgenommen. 
Darin ist eine von Gesetzes wegen statuierte Abkehr vom Öffentlichkeitsprinzip zu erkennen. Letz-
teres gilt im Übrigen auch für die Protokolle der bundesrätlichen Sitzungen. 

5. Offenlegung mit Gebührenvorbehalt 

Sodann stellte das Bundesgericht in einem Fall im Kanton Zug – ebenfalls einem Kanton, in dem 
die Gemeinderatsprotokolle dem Öffentlichkeitsprinzip unterstehen – zusätzlich einen weiteren As-
pekt zur Diskussion: Vor der Herausgabe müsse der Gemeinderat die Protokolle noch durchsehen 
und im Einzelfall prüfen, ob gewisse Entscheide oder Abschnitte wegen öffentlicher oder privater 
Interessen abgedeckt werden. Es anerkannte, dass dies einen erheblichen Bearbeitungsaufwand 
verursachen werde. Folglich müsse eine Wertung gemacht werden: Falle dieser Aufwand nicht 
derart exorbitant aus, dass der Geschäftsgang über längere Zeit übermässig behindert oder na-
hezu lahmgelegt würde, seien die Gesuchsteller zu informieren, was für eine Gebühr anfallen 
werde. Diese dürfe höchstens kostendeckend sein. Erst wenn die Gesuchsteller bereit wären, 
diese Gebühr zu tragen, könnten die Gemeinderatsprotokolle redigiert und herausgegeben wer-
den5. 

                                                      
3
 SCHINDLER-GG-Kommentar, § 43 N 6. 

4
 § 23 Abs. 2 lit. b IDG. 

5
 BGer, Urteil 1C_155/2017 vom 17. Juli 2017. 
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Diese Sichtweise mag durchaus auf Verständnis stossen, zumal die sorgfältige Abwägung zwi-
schen Öffentlichkeitsprinzip und entgegenstehenden Interessen naturgemäss einen erheblichen 
Aufwand erzeugt, namentlich wenn, wie im genannten Zuger Fall, Protokolle über eine sehr lange 
Zeitdauer herausverlangt werden. Die Gebühren dürfen jedenfalls nicht so ausgestaltet werden, 
dass die Ausübung des Anspruchs auf Aktenzugang geradezu verhindert würde. Auf Bundes-
ebene müssen die Gesuchstellenden informiert werden, falls die Gebühr über CHF 100.00 beträgt. 
Da es um die Ausübung eines demokratischen Rechts geht, stellt sich weiter die Frage, ob die 
Gebühren in gewissen Fällen nicht in der Höhe zu begrenzen sind. Für Journalistinnen und Jour-
nalisten bestehen auf Bundesebene jedenfalls gewisse Erleichterungen. 

6. Aktive Information 

Wenn das Öffentlichkeitsprinzip für Gemeinderatsprotokolle gilt, stellt sich die Frage, ob die Proto-
kolle über die wichtigsten Beschlüsse nicht ohnehin auf der Webseite publiziert werden sollten. 
Seit der Verankerung des Öffentlichkeitsprinzips im Kanton Zürich, ist auch der Zürcher Regie-
rungsrat dazu übergegangen, die begründeten Beschlüsse im Internet zu publizieren. Damit kann 
die Exekutive aktiv dazu beitragen, den Zugang zu den Protokollen zu erleichtern. Dies ist denkbar 
für Protokolle, in welchen keine privaten Interessen tangiert werden. In anderen Fällen empfiehlt 
es sich, ein konkretes Aktenzugangsgesuch abzuwarten und dann die betroffene Person anzuhö-
ren, bevor der Zugang gewährt wird. Diese hat alsdann die Möglichkeit, sich zuerst mit Rekurs und 
Beschwerde dagegen zur Wehr zu setzen. Allerdings ist zu beachten, dass sich auch Private nicht 
auf überwiegende Interessen berufen können, falls ein grosses Informationsinteresse der Öffent-
lichkeit besteht. Bei der Frage, ob die Namen von Gesuchstellern und Bewilligungsempfängern 
geheim sind, ist somit ebenso eine Interessenabwägung vorzunehmen, wie auch dort, wo es um 
den Schutz von öffentlichen Interessen geht. Die neue Praxis des Bundesgerichts geht jedenfalls 
bei der Anwendung des Bundesgesetzes über die Öffentlichkeit der Verwaltung sehr weit. Dies 
dürfte auf die kantonale Rechtsprechung entsprechende Auswirkungen haben. 

Dass Gemeinderatsprotokolle seit der Einführung des Öffentlichkeitsprinzips im Kanton Zürich 
grundsätzlich zugänglich sind, ist wohl eine Umstellung. Gleichwohl kann es auch als Chance ge-
sehen werden, die Exekutivtätigkeit zu legitimieren. Im Einzelfall ist jedoch abzuwägen, wenn ent-
gegenstehende Geheimhaltungsinteressen im Raum stehen. 
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